
um die ihm obliegenden Verpflichtungen pünktlich und 
vollständig zu erfüllen (§ 85 Abs. 1 ZPO), negiert 
Bei der Protokollierung der Beschwerde hat der Sekre­
tär außerdem nicht beachtet, daß die Erklärung des 
Schuldners, es bestehe kein Unterhaltsrückstand mehr, 
weil dieser im Einverständnis mit der Gläubigerin im 
Rahmen der Vermögensverteilung verrechnet werden 
solle, nicht eine Beschwerde gegen den Beschluß vom 
20. Januar 1976 begründen kann. Diese Erklärung ist 
ihrem Inhalt nach ein Antrag gemäß § 133 Abs. 1 Ziff. 1 
ZPO, die Vollstreckung hinsichtlich des Unterhaltsrück­
stands für unzulässig zu erklären, weil nach Ansicht 
des Schuldners dieser Anspruch der Gläubigerin aus 
Gründen nicht mehr bestand, die nach der abschließen­
den Stellungnahme der Prozeßparteien im Unterhalts­
verfahren eingetreten sind. Über einen solchen An­
trag hat nach § 133 Abs. 3 ZPO jedoch die zuständige 
Kammer des Kreisgerichts nach mündlicher Verhand­
lung durch Beschluß zu entscheiden.
Aus diesen Gründen war nach Aufhebung des angefoch­
tenen Beschlusses die Sache zur weiteren Entscheidung 
an das Kreisgericht zurückzuverweisen.
Es ist nunmehr Aufgabe des Sekretärs, umgehend eine 
neue Pfändungsanordnung zu erlassen, in der sowohl 
wegen der laufenden Unterhaltsbeträge als auch wegen 
des Unterhaltsrückstands die Pfändung in die Arbeits­
einkünfte des Schuldners ausgesprochen wird.
Des weiteren wird die Kammer für Familienrecht des 
Kreisgerichts nach mündlicher Verhandlung über den 
Antrag des Schuldners nach § 133 Abs. 1 ZPO hinsicht­
lich des Unterhaltsrückstands zu entscheiden haben.

Familienrecht

§§ 2 Abs. 3,147,157,169 ZPO.
1. Da die Verwerfung der Berufung allein aus kosten­
rechtlichen Erwägungen erhebliche Nachteile für den 
Berufungskläger mit sich bringen kann, obliegt es dem 
Rechtsmittelgericht, entsprechend den Grundsätzen des 
sozialistischen Verfahrensrechts soweit wie möglich zu 
prüfen, weshalb die Prozeßgebühr nicht innerhalb der 
gesetzten Frist gezahlt wurde, um die gesetzlich garan­
tierten Rechte und Interessen der kostenpflichtigen Par­
tei zu wahren.
2. Die Voraussetzungen für die in § 157 Abs. 2 Ziff. 1 
ZPO vorgesehene Möglichkeit, die Berufung als unzu­
lässig abzuweisen, wenn der Gerichtskostenvorschuß 
nicht innerhalb der vom Gericht gesetzten Frist einge­
zahlt wird, sind gegenüber dem früher geltenden Recht 
insoweit eingeengt worden, als gemäß § 169 Abs. 3 ZPO 
LV.m. § 147 Abs. 3 ZPO die Vorschußpflicht auf die 
Einzahlung angemessener Teile der Gerichtsgebühr be­
schränkt werden kann und es bei Nichteinhaltung der 
gesetzten Zahlungsfrist im Ermessen des Gerichts liegt, 
ob das Rechtsmittel abzuweisen ist oder nicht.
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Das Kreisgericht hat die Ehe der Parteien geschieden, 
die Ehewohnung dem Verklagten zur alleinigen Fort­
setzung des Mietverhältnisses zugewiesen, das gemein­
same Eigentum und Vermögen verteilt Sowie die Ver­
fahrenskosten den Parteien je zur Hälfte auferlegt. 
Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Berufung einge­
legt und folgende Anträge angekündigt:
1. Die Ehewohnung wird der Klägerin zugesprochen;
2. die Verteilung der den Parteien gemeinsam gehören­
den Gegenstände wird zugunsten der Klägerin geän­
dert;
3. die Verfahrenskosten werden dem Verklagten aufer­
legt.

Der Verklagte hat erwidert, daß er die Zurückweisung 
der Berufung beantragen werde.
Durch Verfügung des Bezirksgerichts wurde Termin 
zur mündlichen Verhandlung auf den 22. Dezember 
1975, 8 Uhr, bestimmt. Die Klägerin wurde aufgefor­
dert, bis zum gleichen Tage nach einem Streitwert von 
7 000 M Prozeßkostenvorschuß in Höhe von 150 M zu 
zahlen.
Zu Beginn der mündlichen Verhandlung war der Ge­
richtskostenvorschuß noch nicht eingezahlt. Die Kläge­
rin erklärte, sie sei von einer Justizangestellten dahin 
informiert worden, daß Kostenmarken erst nach 9 Uhr 
verkauft würden. Demgegenüber hat der Berufungs­
senat nach Rückfrage in der Geschäftsstelle festgestellt, 
daß die Klägerin trotz Belehrung und des Hinweises 
auf für sie nachteilige Rechtsfolgen zum Kauf der Ko­
stenmarken nicht bereit gewesen sei, weil sie sich über 
die noch strittigen Punkte mit dem Verklagten ge­
einigt habe.
Hierauf hat das Bezirksgericht durch Beschluß die Be­
rufung als unzulässig verworfen und die Kosten des 
Berufungsverfahrens der Klägerin auferlegt. Zur Be­
gründung hat es sich auf § 1 Abs. 2 der VO über die 
Zahlung der Prozeßgebühr für die Berufungsinstanz 
vom 31. März 1952 (GBl. S. 299) gestützt, die durch § 205 
Abs. 2 Ziff. 3 ZPO inzwischen aufgehoben worden ist. 
Gegen diesen Beschluß richtet sich der Kassationsan­
trag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er­
folg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Da die Verwerfung der Berufung allein aus kosten­
rechtlichen Erwägungen erhebliche Nachteile für den 
Berufungskläger mit sich bringen kann, obliegt es dem 
Rechtsmittelgericht, entsprechend den Grundsätzen des 
sozialistischen Verfahrensrechts soweit wie möglich zu 
prüfen, weshalb die Prozeßgebühr nicht innerhalb der 
gesetzten Frist gezahlt wurde, um die gesetzlich garan­
tierten Rechte und Interessen der betreffenden Partei 
zu wahren.
§ 1 Abs. 2 der bis 31. Dezember 1975 geltenden VO über 
die Zahlung der Prozeßgebühr für die Berufungs­
instanz vom 31. März 1952 (GBl. S. 299) sah zwingend 
die Verwerfung der Berufung vor, wenn die Prozeßge­
bühr nicht fristgerecht eingezahlt wurde. Nach § 1 Abs. 1 
Satz 2 bestand die Möglichkeit der Verlängerung der 
Frist durch den Vorsitzenden des Berufungsgerichts. 
Hiervon wurde vor allem dann Gebrauch gemacht, 
wenn sich nach der ersten Verfügung anhand weiter 
bekanntgewordener Umstände ergab, daß der Beru­
fungskläger infolge seiner wirtschaftlichen Verhältnisse 
nicht in der Lage war, innerhalb der sonst üblichen 
Frist eine Gerichtsgebühr in der erforderlichen Höhe 
zu leisten, ohne daß andererseits die Voraussetzungen 
für einen Antrag auf einstweilige Kostenbefreiung ge­
geben waren. Eines ausdrücklichen Antrags des Rechts­
mittelklägers bedurfte es in einem solchen Fall nicht, 
wenn er auch zweckmäßig war. Daneben waren Fälle 
denkbar, in denen die Partei, die das Rechtsmittel ein­
gelegt hatte, der Auffassung sein konnte, daß die Zah­
lung des Kostenvorschusses aus die Sache betreffenden 
Gründen nicht mehr erforderlich sei.
Der nunmehr geltende § 157 Abs. 2 Ziff. 1 ZPO sieht 
ebenfalls die Möglichkeit vor, die Berufung als unzu­
lässig abzuweisen, wenn der Gerichtskostenvorschuß 
nicht innerhalb der vom Gericht gesetzten Frist einge­
zahlt wird. Die Voraussetzungen hierzu sind allerdings 
eingeengt worden. So kann gemäß § 169 Abs. 3 ZPO
i. V. m. § 147 Abs. 3 ZPO die VorschußpfLicht auf die 
Einzahlung angemessener Teile der Gerichtsgebühr be­
schränkt werden. Des weiteren ist bei Nichteinhaltung 
der gesetzten Zahlungsfrist das Rechtsmittel nicht 
zwangsläufig abzuweisen. Es liegt vielmehr im Ermes­
sen des Gerichts, ob auf eine solche Entscheidung zuzu-
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